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Narendra Modi, dessen von seiner Bha­
ratiya Janata Party (BJP) angeführte Partei­
enkoalition in den indischen Parlaments­
wahlen die absolute Mehrheit der Sitze ge­
wonnen hat, steht nach seiner Amtsüber­
nahme unter enormem Erwartungsdruck. 
Davon zeugt nicht nur die Börse Mumbai, 
die in der Hoffnung eines Siegs der BJP seit 
Oktober 2013 in Dollar gerechnet rund 35% 
avanciert ist. Wie viel von Modi erwartet 
wird, zeigt vor allem der in den indischen 
Medien angestellte Vergleich mit Deng Xi­
aoping, der Ende der Siebzigerjahre in 
China den wirtschaftlichen Reformkurs 
eingeleitet und damit einen beispiellosen 
Wachstumsboom ausgelöst hatte.

Vor drei Jahrzehnten standen die bei­
den bevölkerungsmässig grössten Staa­
ten der Welt mit einem jährlichen 
Pro-Kopf-Einkommen von 300 $ auf dem 
gleichen Entwicklungsniveau. In China 
ist es mittlerweile auf beinahe 7000 $ 
gestiegen, während es sich in Indien auf 
1500 $ beläuft. Für den Kontrast gibt es 
gute Gründe. China wandte sich vom 
planwirtschaftlichen Modell ab und den 
globalen Märkten zu. Indien dagegen 
blieb trotz punktueller Reformen vor 
allem wegen des Widerstands einer 
schwerfälligen Bürokratie und der An­
spruchshaltung grosser Teile der Wähler­
schaft den sozialistischen Idealen der 
Gründergeneration verbunden. 

Das soll der neue Ministerpräsident, 
der als Sohn eines Teestandbesitzers aus 
ähnlich bescheidenen Verhältnissen 
stammt wie Deng (der vor neunzig Jah­
ren in Paris als Werkstudent beim Auto­

bauer Renault sein Geld verdient hatte), 
ändern. «Ein auf soziale Rechte ausge­
richtetes Wachstum wird unter Modi auf 
Entwicklung umgepolt», meint die Indien­
ökonomin des japanischen Finanzhau­
ses Nomura. Als Chefminister des Bun­
desstaats Gujarat hat er schon einmal 
gezeigt, was zu tun ist. Dort hat Modi, 
ähnlich, wie Deng das seinerzeit in spe­
ziellen Industriezonen getan hatte, mit 
dem Abbau bürokratischer Hindernisse, 
dem Angebot günstigen Landes, zuver­
lässiger Stromversorgung und guten 
Strassen Investoren angelockt. 

In China wurde das  vorerst auf regio­
naler Ebene durchgeführte Experiment 
über die Jahre auf die ganze Volksrepublik 
ausgeweitet. Auch Modi will jetzt sein er­
folgreiches Modell auf das ganze Land 
übertragen. Am Willen dazu dürfte es nicht 
fehlen, wird ihm doch ein ähnlich autori­
tärer Führungsstil nachgesagt wie Deng. 
Doch während der kommunistische Füh­
rer mit der Kaltstellung von politischen 
Gegnern allen ernsthaften Widerstand ge­
gen seine Pläne beseitigte, muss Modi 
nicht nur seine politischen Verbündeten 
mit Kompromissen bei Laune halten, son­
dern auch die Sonderwünsche der von der 
Opposition regierten Teilstaaten wie auch 
die Einwände der Justiz berücksichtigen. 

Das wird Modis politisches Geschick 
auf die Probe stellen. Doch er kann sich 
auf ein robustes Mandat der jungen Wäh­
lerschaft berufen. Vorderhand bleiben 
damit die Chancen intakt, dass der neue 
Ministerpräsident einst als der Deng In­
diens in die Geschichte eingehen wird.

Modi – Indiens Deng Xiaoping?
Gujarat als Erfolgsmodell für das ganze Land.  ERNST HERB

Eine Frage des Misstrauens
Es ist erstaunlich, dass sich Europas Öffentlichkeit stärker an der Bespitzelung durch die USA stört als daran,  
von den eigenen Regierungen immer mehr kontrolliert zu werden.  MICHAEL VON UND ZU LIECHTENSTEIN

Anfang Mai war Angela Merkel auf Staatsbesuch 
bei US-Präsident Obama in Washington. Anlass 
ihres Besuchs sollte das Projekt der transatlanti­

schen Freihandelszone sein. Ein Projekt, mit dem so­
wohl die europäische als auch die amerikanische Wirt­
schaft effizienter gestaltet werden sollen und das, durch 
verstärkten Handel und Austausch von Dienstleistun­
gen, das beidseitige Wirtschaftswachstum intensivieren 
würde. Mit Blick auf die deutschen Medien fällt auf, dass 
dieses wichtige Projekt bis dato jedoch unzureichend 
diskutiert worden ist. Neben der Ukraine werden dort 
im Wesentlichen die deutschen Beschwerden gegen das 
Ausspionieren durch die USA thematisiert. Deutschland 
wünscht ein sogenanntes Antispionageabkommen mit 
den USA. Mit diesem Wunsch ist Merkel in Washington 
allerdings auf wenig Gegenliebe gestossen. Zu gross 
scheint das Misstrauen zu sein. 

Erstaunlich ist, dass sich die europäische Öffentlich­
keit stärker an der Tatsache stört, vonseiten der USA be­
spitzelt zu werden, als daran, von den eigenen Regierun­
gen immer mehr kontrolliert zu werden und das Recht 
auf Privatsphäre häppchenweise zu verlieren. Unter 
dem Motto Terrorismusbekämpfung und nationale Si­
cherheit legen auch westliche Staaten grosse Datenban­
ken über ihre Bürger und die von befreundeten Staaten 
an. Unternehmen, beispielsweise aus dem Telekommu­
nikations- und dem Finanzbereich, werden gesetzlich 
verpflichtet, Kundenakten anzulegen bzw. Kunden­
daten zu speichern, um eine «allfällige Strafverfolgung» 
zu erleichtern. Die Vorratsdatenspeicherung wird in 
den meisten europäischen Ländern einschliesslich der 
Schweiz und Liechtensteins praktiziert. 

Sicherheit vs. Rechtsschutz
Es scheint, als würden die USA ähnliche Datenbanken 
errichten. Allerdings müssen sie mit Blick auf die ameri­
kanische Verfassung bei der Bespitzelung ihrer Bürger 
vorsichtiger sein. Denn der Grundsatz der amerikani­
schen Verfassung besteht im Schutz des Bürgers vor 
Übergriffen des eigenen Staates. Aus einem ähnlichen 
Grund hat der Europäische Gerichtshof zu Beginn die­
ses Jahres die EU-Richtlinie zur Vorratsdatenspeiche­
rung aus dem Jahr 2006 für ungültig erklärt. Sie verletze 
die Grundrechte der Freiheit und der Privatsphäre eines 
jeden, der in Europa ein Telefon benutzt. Die besagte 
Richtlinie verlangte, dass sämtliche Telefon- und E-Mail-
Daten von Telekommunikationsunternehmen sechs bis 
24 Monate gespeichert werden müssen. 

Dabei haben die gespeicherten Daten alle Namen 
und Adressen der Personen an jedem Ende eines Tele­
fongesprächs zu enthalten, ebenso wie die Uhrzeit, das 
Datum, die Länge des Telefonats und die exakte Ortsbe­
stimmung des Anrufers. Dasselbe galt für SMS, E-Mails 
und die Nutzung des Internets. Die Richtlinie wurde 
vom Europäischen Parlament (EP) bestätigt, womit der 

Bürger unter Generalverdacht gestellt worden ist. Doch 
sollte ein Parlament die Rechte der Bürger nicht vertei­
digen? Wie das Urteil des Europäischen Gerichtshofs 
umgesetzt wird, ist derzeit noch unklar. Es bleibt zu hof­
fen, dass keine Versuche unternommen werden, es zu 
umgehen. Doch es besteht die reale Gefahr, dass die 

Volksvertretung den Wünschen von Regierungen näher 
steht als den Rechten der Bevölkerung. Denn die Mit­
glieder des EP werden im Wesentlichen durch die Regie­
rungsparteien der Mitgliedländer gestellt.

Weshalb aber streben immer mehr Staaten und de­
mokratisch gewählte Regierungen danach, ihre Bürger 
zu kontrollieren und zu bespitzeln? Fast sieht es so aus, 
als ob Politik und Verwaltung davon ausgehen, dass ein 
Grossteil der Bevölkerung Verbrechen begehen oder zu­
mindest der Vorschriftenflut und den Gleichschaltungs­
gelüsten von Parteien nicht hinreichend nachkommen 
könnte. Sicherlich gibt es berechtige Wünsche von Straf­
verfolgungsbehörden, jedoch dürfen sie nicht so weit 
gehen, dass grundsätzliche Freiheits- und Sicherheits­
rechte von Bürgern verletzt werden. 

Damit ein Staat und eine Demokratie nachhaltig und 
effizient funktionieren können, braucht es ein gegensei­
tiges Vertrauen zwischen Bevölkerung und Regierung 
sowie neue politische Ideen ausserhalb der bestehen­
den und ziemlich einheitlich gewordenen Parteien. Eine 
funktionierende Opposition ist notwendig. Eine echte 
und breit abgestützte Volksvertretung, die auch eine 
Meinungspluralität darstellt, würde das Vertrauen der 
Bevölkerung mit Sicherheit stärken. Daraus könnte sich 
auch ein verstärktes Vertrauen von Regierungen und Be­
hörden zum Volk entwickeln. Jedoch scheint, dass Re­
gierungen ihren Bürgern genauso wenig vertrauen wie 
die amerikanische Regierung der Bundeskanzlerin.  

Vertrauen und Freiheit sind nicht selbstverständlich. 
Wie die Geschichte zeigt, versuchen politische Eliten 
und ihre Bürokratien seit jeher, Freiheitsrechte einzu­
schränken. Zudem können sich Staatsverständnisse än­
dern. Übergänge von populistisch gewordenen Demo­
kratien zu einem mehr oder weniger totalitären Mehr­
heitssystem sah man in der Geschichte bereits häufiger. 

Ein zusätzliches Problem, das nicht allein der poli­
tischen Elite angelastet werden kann, besteht im all­

gemeinen Trend, die persönliche Freiheit gegen eine 
Illusion von Sicherheit einzutauschen. Unter dem 
Motto Schutz vor Terroristen bzw. Strafverfolgung von 
Verbrechern räumen Bürger einem Staat Rechte ein, 
die langfristig ein hohes Missbrauchspotenzial mit 
sich bringen können. Ein weiteres Problem liegt da­
rin, dass die meisten Daten, die Staaten über ihre Bür­
ger sammeln, in elektronischen Datenbanken liegen. 
Nun weiss ein jeder, dass es für elektronische Daten 
keine vollständige Sicherheit gibt. Missbrauch ist 
möglich, entweder durch Behörden selbst oder durch 
unberechtigte Zugriffe.

Datenbanken können auch für Verbrechen, unbe­
rechtigte Werbung oder ganz generell für öffentlichen 
Voyeurismus missbraucht werden. Gerade im Bereich 
der sozialen Medien wird dem Voyeurismus und damit 
auch einer staatlichen Kontrolle häufig und leichtfertig 
Tür und Tor geöffnet. Der unbedachte Umgang mit 
sozialen Medien erlaubt sowohl dem Staat als auch Drit­
ten, persönliche Informationen zu sammeln und da­
durch die Privatsphäre zu durchbrechen.

Privatsphäre und Freiheit in Gefahr 
Gegen den leichtfertigen Umgang des Einzelnen mit den 
sozialen Medien gibt es de facto keinen Schutz. Soziale 
Medien verleiten Nutzer dazu, Informationen rasch wei­
terzugeben, ohne über die weiteren Konsequenzen nach­
zudenken. Dadurch wird der Mensch immer gläserner 
und in seiner Privatsphäre verwundbar. Das Bewusstsein 
für diese Gefahr ist noch ungenügend geschärft. Die Risi­
ken sind vergleichbar mit den gesundheitlichen Risiken 
durch Rauchen. Raucher werden auf Zigarettenpackun­
gen auf mögliche Risiken hingewiesen, Nutzer beim Ein­
stieg in die sozialen Medien nicht. Doch wahrscheinlich 
würden Hinweise auf die Risiken, die aus einer Informa­
tionspreisgabe resultieren können, genauso wenig be­
achtet wie die Warnungen auf Zigarettenpackungen. 

Die modernen Kommunikationsmittel sind wichtig 
und nützlich. Sie helfen, Wirtschaftssysteme und Wohl­
stand zu verbessern und sind eine wichtige Plattform 
zur freien Meinungsäusserung. Jedoch kann ein unbe­
dachter Umgang mit EDV- und Kommunikationsmitteln 
die Freiheit und die Privatsphäre der Bürger genauso 
gefährden wie der Überwachungsstaat. Denn das Wis­
sen über die Verhältnisse des Einzelnen eröffnet Mög­
lichkeiten zu Übergriffen und damit auch die Möglich­
keit, die individuelle Freiheit durch weitere staatliche 
Kontrollen einzuschränken. Ein Circulus vitiosus, ein 
unaufhörlicher Teufelskreis.

Michael von und zu Liechtenstein ist Präsident des 
Think Tank European Center of Austrian Economics 
Foundation, Präsident des Verwaltungsrats von Indus­
trie- und Finanzkontor und Gründer und Vorsitzender 
von Geopolitical Information Services in Vaduz.

«Politische Eliten und 
ihre Bürokratien versu­
chen seit jeher, Freiheits­
rechte einzuschränken.»

TOMMASO MANZIN
Ressortleiter  
zum Thema 
nächste Schritte  
der EZB

Draghi wird 
nicht enttäuschen
Auf Mario Draghi können sich die 
Märkte verlassen. Zwei Tage nach 
seinem Amtsantritt am 1. November 
2011 als Präsident der Europäischen 
Zentralbank (EZB) senkte er die Zin­
sen. Unter seinem Vorgänger Jean-
Claude Trichet hatte die EZB im sel­
ben Jahr die Zinsen angehoben, ob­
wohl die Euroschuldenkrise ihren 
Höhepunkt längst nicht erreicht hatte.

Als es dazu kam, war Draghi zur 
Stelle: Im Juli 2012 erklärte er, die EZB 
werde alles ihr erlaubte tun, um den 
Euro zu erhalten. «Und glauben Sie 
mir, es wird genug sein», fügte er an. 
Es war genug: Im September folgte 
das Anleihenkaufprogramm OMT, mit 
dem die EZB Anleihen kriselnder 
Staaten kaufen könnte. Deren Rendi­
ten kennen seither nur eine Richtung: 
nach unten. Europas Banken stützte 
Draghi durch längerfristige Refinan­
zierungsgeschäfte (LTRO).

Schon im Mai wurden die Märkte hell-
hörig. Draghi hatte überraschend er­
klärt, im Juni für weitere Massnahmen 
bereit zu sein, um einer «längeren 
Periode zu niedriger Inflation» vor­
zubeugen. Dieses Wochenende ver­
schärfte er bei der Eröffnung eines 
EZB-Forums nahe der portugiesi­
schen Hauptstadt Lissabon den Ton 
und sprach von der Möglichkeit einer 
«gefährlichen Deflationsspirale».

Mario Draghi ist kein Stürmer und 
Dränger. Auf eine Zinssenkung war­
ten die Märkte seit Monaten. Und die 
im Raum stehende «Quantitative Lo­
ckerung» stand stets unter dem Ver­
dacht, weniger wirksam zu sein als in 
den USA. Über LTRO mit der Bedin­
gung, dass die Banken die Liquidität 
an die Unternehmen weiterreichen, 
schwieg sich Draghi zuletzt aus. Doch 
um nach der Ansage im Mai dem 
Markt eine Absage zu erteilen, ist es 
zu spät. Der EZB-Chef hat sich bereits 
selbst enthemmt, um den nächsten 
Schritt zu wagen.


